
gelung eine Rolle spielte, aber jetzt nur noch in der Fortgel­
tung bereits bestehender Satzungen existent ist. 105 

Die ersten Kommunen sind bereits tätig geworden und 
haben über örtliche Bauvorschriften und Festsetzungen in 
Bebauungsplänen erste Schritte für eine Verhinderung von 
Schottergärten eingeleitet. 106 Das Urteil des VG Hannover 
vom 26. 11. 2019 107 ist die erste gerichtliche Feststellung ei­
ner Unzulässigkeit von Schottergärten und sie wird wohl 
nicht die letzte sein. Bei der hier präferierten Lösung wird 
es in der Praxis für die Kommunen eine Herausforderung 
darstellen, die Masse an privaten Gärten zu überwachen 
und die Vielzahl an notwendigen Beseitigungsanordnun­
gen zu erlassen. Für eine nachhaltige Lösung des Problems 
wird es darüber hinaus auf ein intensives Informationshan­
deln und das Aufzeigen der Vorteile von alternativen Gar­
tengestaltungen ankommen, um Grundstückseigentümer 
vom Schottern ihrer Vorgärten abzuhalten. 
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§ 48 KVBG stellt den energiewirtschaftlichen und -politischen 
Bedarf für den Braunkohletagebau Garzweiler II in den Gren-
zen der Leitentscheidung der Landesregierung Nordrhein-West-
falen von 2016 fest. Unter Einbeziehung mehrerer Gutachten 
wird dargelegt, dass der anzuerkennende weite Spielraum für ge-
setzliche Bedarfsfeststellungen in evident unsachlicher Weise aus-
gefüllt wurde. Die Bedarfsfeststellung geht von unzutreffenden 
Annahmen aus, sie ist nur schwer mit bestehenden und künftigen 
Klimazielen vereinbar, und sie beruht auf einer Fehlgewichtung 
der Anwohnerbelange. Die Landesregierung ist daher durch § 48 
KVBG nicht im Hinblick auf künftige Planungen und Zulas-
sungen gebunden, sondern muss u. a. in der anstehenden neuen 
Leitentscheidung eine eigenständige planerische Entscheidung 
treffen. 

1. Einführung

Das Klimaschutzrecht gewinnt an Dynamik und entwi­
ckelt sich zu einem eigenständigen, von anderen Bereichen 

Thomas Schomerus, Professor für Umwelt- und Energierecht,  
Leuphana Universität Lüneburg,  
Richter am OVG Lüneburg,  
Lüneburg, Deutschland

wie dem Umweltrecht abgrenzbaren Rechtsgebiet. 1 Als 
letztes in der Trias der jüngeren Klimaschutzgesetze nach 
dem Klimaschutzgesetz (KSG) 2 und dem Brennstoffemis­
sionshandelsgesetz (BEHG) 3 trat am 14. 8. 2020 das Kohle­
verstromungsbeendigungsgesetz (KVBG) 4 in Kraft. Nach 
§ 2 Abs. 1 KVBG wird der Zweck verfolgt, „die Erzeugung 
elektrischer Energie durch den Einsatz von Kohle in Deutschland 
sozialverträglich, schrittweise und möglichst stetig zu reduzieren 
und zu beenden …“. Zieljahr ist 2038 (§ 2 Abs. 2 KVBG), 
wobei nach § 47 KVBG eine Überprüfung der vorzeitigen 
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105)	Satzung zum Schutz der Grünbestände im baurechtlichen In­
nenbereich der Stadt Frankfurt am Main v. 11. 2. 2010, Stand 
18. 3. 2020, abrufbar unter https://frankfurt.de/service-​und-​
rathaus/verwaltung/frankfurter-​stadtrecht/satzungen-​rechts­
verordnungen-​und-​verwaltungsvorschriften-​a-​z?​index=​B.

106)	Shuhaiber, Kommunen im Kreis Kassel verbieten Schottergär­
ten in Neubaugebieten, HNA v. 5. 10. 2019, Stand 18. 3. 2021, 
abrufbar unter https://www.hna.de/lokales/kreis-​kassel/kreis-​
kassel-​ort306256/kommunen-​im-​kreis-​kassel-​verbieten-​
schottergaerten-​in-​neubaugebieten-​13068417.html.

107)	VG Hannover, Urt. v. 26. 11. 2019 – 4  A 12592/17, juris 
Rdnr. 19 ff.

*)	Der Beitrag beruht auf einem Rechtsgutachten für die Klimaal­
lianz Deutschland und einem Vortrag samt Veröffentlichung auf 
dem 21. KBU – Kolloquium zu Wirtschaft und Umweltrecht an 
der RWTH Aachen am 26. 1. 2021 zum Thema Kohleausstiegsge­
setz: Inhalt und Folgen.

1)	Vgl. Schomerus, in: Rehbinder/Schink (Hrsg.), Grundzüge des 
Umweltrechts, 5. Aufl. 2018, S. 639, 657 ff.

2)	Bundes-Klimaschutzgesetz v. 12. 12. 2019, BGBl. I S. 2513.
3)	Brennstoffemissionshandelsgesetz v. 12. 12. 2019, BGBl. I S. 2728; 

geändert durch Artikel  1 des Gesetzes v. 3. 11. 2020, BGBl.  I 
S. 2291.

4)	Gesetz zur Reduzierung und zur Beendigung der Kohlever­
stromung (Kohleverstromungsbeendigungsgesetz – KVBG) v. 
8. 8. 2020, BGBl. I S. 1818.
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Stilllegung von Braunkohleanlagen erfolgen soll, „ob der 
Stilllegungszeitpunkt für die Braunkohleanlagen nach dem Jahr 
2030 jeweils bis zu drei Jahre vorgezogen und damit auch das 
Abschlussdatum 2035 erreicht werden kann …“. Für einzelne 
Braunkohleanlagen werden in Anlage 2 zum KVBG Still­
legungszeitpunkte genannt. Für Garzweiler  II sind inso­
weit die Kraftwerksblöcke von Niederaußem und Neurath 
relevant. 5 

§ 48 KVBG enthält eine Bedarfsfeststellung für Garzwei­
ler II. Nach dessen Absatz 1 werden „die energiepolitische und 
energiewirtschaftliche Notwendigkeit zur Gewährleistung einer si-
cheren und zuverlässigen Energieversorgung … in den Grenzen 
der Leitentscheidung der Landesregierung von Nordrhein-West-
falen zur Zukunft des Rheinischen Braunkohlereviers/Garzwei-
ler II vom 5. Juli 2016 festgestellt.“ Vorbild hierfür ist offenbar 
§ 12 e Abs. 4 EnWG, wonach „mit Erlass des Bundesbedarfs-
plans durch den Bundesgesetzgeber … für die darin enthaltenen 
Vorhaben die energiewirtschaftliche Notwendigkeit und der vor-
dringliche Bedarf festgestellt“ werden. 6 § 48 Abs. 2 S. 1 ent­
hält eine Regelung zur Bindungswirkung von Absatz  1, 
nach der diese „für die Planung sowie fachrechtliche Zulas-
sungen zu Grunde zu legen“ ist. Ergänzend besagt Absatz 2 
S. 2, dass „der damit verbindlich festgestellte energiepolitische und 
energiewirtschaftliche Bedarf … räumliche Konkretisierungen im 
Rahmen der Braunkohlenplanung und der anschließenden fach-
rechtlichen Zulassungen des Landes Nordrhein-Westfalen nicht“ 
ausschließt.

Der Beitrag befasst sich vor dem Hintergrund wider­
sprüchlicher gutachterlicher Aussagen zum Braunkohle­
bedarf mit der Verfassungsmäßigkeit und der Bindungs­
wirkung des § 48 KVBG für die Braunkohlenplanung und 
nachfolgende Zulassungen. Beides kann unter rechtlichen 
sowie rechtspolitischen Aspekten in Frage gestellt werden. 
Der Gesetzgeber, der den jetzigen § 48 KVBG erst nach den 
Beratungen des Ausschusses für Wirtschaft und Energie 
vom 2. 7. 2020 in den Entwurf aufgenommen hatte, beruft 
sich zwar auf die Empfehlungen der Kommission „Wachs­
tum, Strukturwandel und Beschäftigung“ (KWSB – auch 
„Kohlekommisison“ genannt). 7 Eine derartige gesetzliche 
Bedarfsfeststellung für den Tagebau Garzweiler II hatte die 
KWSB jedoch nicht vorgeschlagen. 8 Vielmehr stellen sich 
Fragen, ob eine solche Feststellung mit bestehenden und 
absehbaren klimarechtlichen Vorgaben vereinbar ist, und 
ob die konfligierenden Belange der Energiewirtschaft und 
-politik, des Klimaschutzes und nicht zuletzt der von Um­
siedlung bedrohten Menschen in den betroffenen Dörfern 
wie Keyenberg gerecht abgewogen wurden. 

Zur Klärung dieser Fragen werden zunächst Gutachten 
zur energiepolitischen und -wirtschaftlichen Notwendig­
keit des Tagebaus Garzweiler  II vorgestellt (2), um dann 
Voraussetzungen und Grenzen gesetzlicher Bedarfsfeststel­
lungen zu erläutern (3). Darauf wird der Frage der Ver­
fassungsmäßigkeit des § 48 Abs.  1 KVBG nachgegangen 
(4), und anschließend werden die vom Gesetzgeber vor­
gesehenen Bindungswirkungen nach § 48 Abs.  2 KVBG 
hinterfragt (5) sowie Fragen des Rechtsschutzes erörtert 
(6). Der Beitrag schließt mit einem zusammenfassenden 
Ergebnis (7).

2. Gutachten zur energiepolitischen  
und energiewirtschaftlichen Notwendigkeit  
des Tagebaus Garzweiler II

Mit dem Bedarf für den weiteren Abbau im Tagebau Garz­
weiler II haben sich mehrere Gutachten befasst. Das DIW 
verneint die energiepolitische und -wirtschaftliche Not­
wendigkeit. Seit der Leitentscheidung der NRW-Landes­
regierung von 2016 9 hätten sich die Rahmenbedingungen 
derart geändert, dass eine neue Leitentscheidung für das 
rheinische Braunkohlerevier geboten sei. Mit international 
vereinbarten Klimaschutzzielen sei zur Wahrung eines an­
genommenen 1,75 °C-Ziels „eine maximale Fördermenge von 

280 Millionen Tonnen Braunkohle aus den Tagebauen Garzwei-
ler II und Hambach ab Januar 2020“ möglich. Daher müsse 
„auch in NRW ein schnellerer Kohleausstieg bis 2030 anvisiert 
werden“. In Garzweiler II liege „die Gesamtmenge Braunkohle, 
die gewonnen werden kann, … zwischen 258 und 383 Millionen 
Tonnen … (Stand Januar 2019).“ Es bestehe „keine energie-
wirtschaftliche Notwendigkeit für einen kompletten Aufschluss der 
Tagebaufelder, welcher … die Umsiedlung weiterer Ortschaften be-
dingen würde“, zumal „eine längere Nutzung der Braunkohle … 
durch einen steileren Böschungswinkel von 1 : 3 in den Tagebauen 
gewährleistet werden“ könne. „Für die von Umsiedlung bedrohten 
Menschen in den fünf Garzweiler Dörfer genauso wie für RWE 
[seien] solide Rahmenbedingungen und Planungsgrundlagen zu 
schaffen“, zumal „in den nächsten Jahren noch weitere Verschär-
fungen der deutschen Klimaschutzziele“ absehbar seien, denen 
durch „eine flexible Leitentscheidung …, die in regelmäßigen Ab-
ständen weitere Verkleinerungen der Tagebaumengen“ prüfe, be­
gegnet werden könne. 10

Demgegenüber gelangte 2019 das Gutachten von frontier 
economics im Auftrag der RWE Power AG zu dem Schluss, 
dass „Braunkohlenkraftwerke … in einem Stromsystem mit wach-
senden Anteilen fluktuierender Stromerzeugung aus Erneuerbaren 
Energien einen wesentlichen Beitrag zur Versorgungssicherheit“ 
leisteten. Ohne die „Braunkohlekraftwerkskapazität im Rhei-
nischen Revier  … entstünde  … eine inländische Kapazitätslü-
cke von –14 GW im Jahr 2023 (17 % der Spitzenlast) bzw. ca. 
23 GW im Jahr 2030 (27 % der Spitzenlast).“ Die Stromgroß­
handelspreise würden erheblich steigen, und Braunkohlen­
kraftwerke seien „in allen Szenarien wirtschaftlich“. „Mit der 
Verkleinerung des Braunkohlenkraftwerksparks im Rheinischen 
Revier“ werde „ein wesentlicher Beitrag zur Minderung der 
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5)	 Stilllegungsdaten: Niederaußem D (31. 12. 2020), Niederaußem 
C (31. 12. 2021), Neurath B (31. 12. 2021), Neurath A (1. 4. 2022), 
Neurath D (31. 12. 2022), Neurath E (31. 12. 2022), Niederaußem 
G oder H – wahlweise (31. 12. 2029), Niederaußem H oder G – 
wahlweise (31. 12. 2033) Niederaußem K (31. 12. 2038), Neurath 
F (31. 12. 2038), Neurath G (31. 12. 2038); zu den Wahlrechten im 
Stilllegungspfad s. § 41 KVBG; s. auch § 13 g Abs. 1 EnWG zur 
erfolgten Stilllegung weitere Blöcke.

6)	 Vgl. Verheyen, Kurzgutachten zum Kohleausstiegsgesetz: Bedeu­
tung der Festlegung der energiewirtschaftlichen Notwendigkeit 
für den Braunkohletagebau Garzweiler, erstattet für Greenpeace 
e. V., 2020, Stand 1. 2. 2021, abrufbar unter https://www.green­
peace.de/presse/publikationen/kurzgutachten-​zum-​kohleaus­
stiegsgesetz, S. 6.

7)	 Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Wirt­
schaft und Energie (9. Ausschuss), BT-Drs. 19/20714 (neu) vom 
2. 7. 2020, zu § 48 KVBG neu, S.  201 f.; s.  auch Kommission 
„Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ (KWSB): Ab­
schlussbericht, 2019, Stand 1. 2. 2021, abrufbar unter https://
www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/A/abschlussbe­
richt-​kommission-​wachstum-​strukturwandel-​und-​beschaef­
tigung.pdf?​__blob=​publicationFile&​v=​4.

8)	 Vor der am 15. 1. 2020 erzielten Einigung der Bundesregierung 
und betroffener Länder zum Kohleausstieg sollte dies durch öf­
fentlich-rechtlichen Vertrag geregelt werden; vgl. auch die kriti­
sche Stellungnahme ehemaliger Mitglieder der KWSB, abrufbar 
unter https://fragdenstaat.de/anfrage/unterlagen-​zur-​bund-​lan­
der-​einigung-​zum-​kohleausstieg/#​nachricht-​487988, Stand 
1. 2. 2021.

9)	 Leitentscheidung der Landesregierung von Nordrhein-Westfa­
len zur Zukunft des Rheinischen Braunkohlereviers/Garzwei­
ler II – Eine nachhaltige Perspektive für das Rheinische Revier 
v. 5. 7. 2016.

10)	Oei/Braunger/Rieve/Kemfert/von Hirschhausen, Garzweiler  II: 
Prüfung der energiewirtschaftlichen Notwendigkeit des Ta­
gebaus, DIW Politikberatung kompakt Nr. 150, 2020, S. 39 ff.; 
vgl. auch die vorherigen Gutachten von Oei/Rieve/Hirschhausen/
Kemfert, Ergebnis vom Kohlekompromiss: Der Hambacher Wald 
und alle Dörfer können erhalten bleiben, DIW Berlin, 2019, 
S. 25 f. sowie des Öko-Instiututs, Bauknecht/Hermann/Ritter/Vo-
gel/Winger, Braunkohleausstieg NRW: Welche Abbaumengen 
sind energiewirtschaftlich notwendig und klimapolitisch mög­
lich?, 2015, S. 8.
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Treibhausgasemissionen in Deutschland geleistet“. Braunkohle 
trage „als relativ günstige Absicherung fluktuierender Erzeugung 
aus Erneuerbaren Energien … in der Transformationsphase auch 
indirekt zur Energiewende bei.“ „Braunkohlenkraftwerke und -ta-
gebaue im Rheinischen Revier“ seien „von hoher Bedeutung für 
Wertschöpfung und Beschäftigung im Rheinland bzw. Nordrhein-
Westfalen“. 11

Ein weiteres Gutachten von BET, EY et  al. mit Stand 
vom 29. 11. 2019 12 im Auftrag des BMWi wurde erst am 
14. 12. 2020 veröffentlicht, nachdem es offenbar über ein 
Jahr vom Ministerium unter Verschluss gehalten worden 
war. 13 Auf der Basis von Szenarien wird der energiewirt­
schaftliche Bedarf u. a. des Tagebaus Garzweiler II unter­
sucht. Hiernach weicht „das modellierte Referenzszenario … 
deutlich von der derzeit von RWE beantragten Tagebauplanung 
mit 710 Mio. t Kohlen ab“, indem „von einer Kohlenmenge von 
507 Mio. t Kohlen ausgegangen“ wird. Hierdurch würden „die 
Ortschaften Keyenberg, Kuckum und Westrich (Ober- und Unter-
westrich) … erhalten bleiben. Die Ortschaft Berverath müsste wei-
terhin umgesiedelt und abgebaggert werden, da der Tagebau hier … 
nicht noch schmaler gestaltet werden“ könne. 14 Dieses Szenario 
sei „aus bergtechnischer Sicht … umsetzbar“ und es entstünden 
„gegenüber den derzeitigen Planungen von RWE keine relevan-
ten Mehrkosten“. 15

3. Voraussetzungen und Grenzen  
gesetzlicher Bedarfsfeststellungen 

Öffentlich-rechtliche Infrastrukturplanungen als poten­
zielle Eingriffe in durch Art. 14 GG geschützte Eigentums­
positionen erfordern eine grundsätzliche Rechtfertigung 
durch Feststellung des Bedarfs. 16 Das Bundesverwal­
tungsgericht hat für das Recht der Planfeststellung kons­
tatiert, „dass eine hoheitliche Planung ihre Rechtfertigung nicht 
etwa schon in sich selbst trägt, sondern im Hinblick auf die von 
ihr ausgehenden Einwirkungen auf Rechte Dritter für die jeweils 
konkrete Planungsmaßnahme rechtfertigungsbedürftig ist (…). 
In diesem Sinne findet eine bestimmte straßenrechtliche Planung 
ihre Rechtfertigung darin, dass für das beabsichtigte Vorhaben 
nach Maßgabe der vom Bundesfernstraßengesetz allgemein ver-
folgten Ziele ein Bedürfnis besteht, die mit ihr geplante Maß-
nahme unter diesem Blickwinkel also objektiv erforderlich ist“. 17 
Zwar wird den Planfeststellungsbehörden ein weiter Ge­
staltungs- und Prognosespielraum eingeräumt, ein Vor­
haben muss aber vernünftigerweise geboten sein, 18 und 
die Planrechtfertigung ist grundsätzlich vollständig ge­
richtlich überprüfbar. 19 

Für eine gesetzliche Bedarfsfeststellung wird angesichts 
der unmittelbaren demokratischen Legitimation ein weiter 
Gestaltungs- und Einschätzungsspielraum des Gesetzgebers 
zugrundegelegt. So hat das Bundesverfassungsgericht zum 
Bundesschienenwegeausbaugesetz 1998 „auch im Hinblick 
auf die enteignungsrechtlichen Vorwirkungen der Planfeststellung 
gem. § 22 II AEG keine verfassungsrechtlichen Bedenken“ er­
hoben. Danach stößt die gerichtliche Kontrolle bei solchen 
„übergreifenden, von vielen politischen und wirtschaftlichen Fak-
toren bestimmten und auf lange Frist ausgerichteten Entscheidun-
gen mit notwendig hohem prognostischem Gehalt … unabhängig 
von der Rechtsform der Entscheidung an die Funktionsgrenzen der 
Rechtsprechung. … Staatliche Planung“ könne „grundsätzlich 
auch vom Gesetzgeber wahrgenommen werden.“ Dieser bedürfe 
„auch keiner besonders gewichtigen Gründe des Gemeinwohls, um 
die Bedarfsfestlegung an sich ziehen zu können.“ Es gebe in dem 
zugrundeliegenden Fall „keine Anhaltspunkte dafür, daß der 
Gesetzgeber von vornherein nicht in der Lage wäre, flexibel auf 
tatsächliche Entwicklungen zu reagieren und die einmal getroffene 
Entscheidung gegebenenfalls zu korrigieren.“ 20 Für Regierungs­
entscheidungen hat das Bundesverfassungsgericht im Garz­
weiler II-Urteil ebenfalls den großen Spielraum des Staa­
tes bei energiepolitischen Grundentscheidungen betont. 21 
In seinen Entscheidungen hat das Bundesverwaltungsge­
richt wiederkehrend als Prüfungsmaßstab angesetzt, ob die 

für ein Gesetz angeführten Gründe „evident unsachlich“ 
erscheinen. 22 Hier ging das Gericht nicht einfach von der 
Richtigkeit der gesetzlichen Bedarfsfeststellung aus, son­
dern prüfte diese inhaltlich anhand der vorliegenden Daten 
zum Verkehrsaufkommen und weiterer Kriterien. 

Zwar ist für private Vorhaben angesichts der grundrecht­
lich durch wirtschaftliche Freiheiten geprägten Ordnung 
grundsätzlich keine Bedarfsprüfung vorgesehen. Braun­
kohleförderung und -verstromung sind aber weitgehend 
öffentlich-rechtlich überlagert, so dass eine Bedarfsprü­
fung aus öffentlichen, insbesondere energiewirtschaftli­
chen und energiepolitischen Interessen legitimierbar ist. 
Vor allem aus Umwelt- und Klimaschutzgründen ist ange­
sichts von Art. 20a GG eine staatliche Bewirtschaftung der 
Braunkohle geboten. 23 In NRW erfolgt die Bedarfsprüfung 
durch die der Raumordnung und Landesplanung zuzuord­
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nenden Braunkohlenpläne nach §§ 25 ff. LPlG NRW. 24 Das 
Bundesverfassungsgericht hat 2013 in der Garzweiler II-
Entscheidung die landesplanerische Bedarfsfeststellung für 
Garzweiler II im Braunkohlenplan sowie den früheren Leit­
entscheidungen der nordrhein-westfälischen Landesregie­
rung nicht beanstandet. Es betonte „die überragende Bedeu-
tung der Sicherung der Energieversorgung für das Gemeinwohl“ 
und rechnete „die Energieversorgung zum Bereich der Daseins-
vorsorge  … Energiepolitische Grundentscheidungen“ könnten 
„nur darauf überprüft werden, ob sie offensichtlich und eindeutig 
unvereinbar sind mit verfassungsrechtlichen Wertungen, wie sie ins-
besondere in den Grundrechten oder den Staatszielbestimmungen, 
hier namentlich dem Umweltschutz (Art. 20a GG), zum Aus-
druck kommen.“ 25

4. Verfassungswidrigkeit des § 48 KVBG 

§ 48 KVBG ausgehend von dem regelmäßig vom Bundes­
verwaltungsgericht angelegten Prüfungsmaßstab wäre ver­
fassungswidrig, wenn die gesetzliche Feststellung der ener­
giepolitischen und energiewirtschaftlichen Notwendigkeit 
und des vordringlichen Bedarfs in den Grenzen der Leitent­
scheidung der NRW-Landesregierung vom 5. 7. 2016 evi­
dent unsachlich wäre. Dies könnte unter drei Aspekten der 
Fall sein. Zum einen könnten die der Feststellung des § 48 
KVBG zugrundeliegenden Annahmen grundlegend falsch 
sein. Eine evidente Unsachlichkeit könnte weiter anzu­
nehmen sein, wenn die vorgesehenen Abbaumengen nicht 
mit rechtsverbindlichen Klimazielen vereinbar wären, und 
drittens könnte in dem Fehlen einer Abwägung mit den 
grundrechtlich geschützen Belangen der von Umsiedlun­
gen betroffenen Bewohner eine eklatante Fehlgewichtung 
liegen.

4.1 Richtigkeit der der Bedarfsfeststellung  
für den Tagebau Garzweiler II zugrundeliegenden Annahmen

Angesichts neuer Entwicklungen ist die in § 48 Abs.  1 
KVBG zitierte Leitentscheidung der NRW-Landesregie­
rung von 2016 nicht mehr aktuell. Die Annahme der noch 
erforderlichen Abbaumengen für Garzweiler II beruhte auf 
Prognosen „über die erwartete Entwicklung der Braunkohlever-
stromung von 2020 bis 2050 in Deutschland“ 26 und geht damit 
vom Zieljahr 2050 aus. 27 Die Leitentscheidung 2016 gibt 
den äußeren Rahmen des Bedarfs genau vor. 28 Das dort 
avisierte Zieljahr 2050 29 ist durch das in § 2 Abs. 2 Nr. 3 
KVBG genannte Zieldatum 2038 (bzw. 2035) mit einem 
Zielniveau von Null Gigawatt verbleibende Nettonenn­
leistung überholt. Das Gesetz ist in sich widersprüchlich, 
wenn es einerseits auf die Grenzen für den Tagebau abstellt, 
die Ergebnis einer veralteten Leitentscheidung mit anderen 
Annahmen (etwa Zielhorizont 2050) als der Kohleausstieg 
sind, andererseits aber als Ganzes von einem viel frühe­
ren Austiegsdatum ausgegangen wird. 30 Der von der Lan­
desregierung NRW im Herbst 2020 vorgelegte Entwurf 
einer neuen Leitentscheidung für das Rheinische Revier 31 
muss die veränderten Rahmenbedingungen, insbesondere 
die seit 2016 verschärften Klimaziele, beachten. 32 Die veral­
tete Leitentscheidung von 2016 kann daher kein tauglicher 
Maßstab für die Feststellung der Notwendigkeit des Tage­
baus Garzweiler II sein. Allein dies lässt eine Einschätzung 
des § 48 Abs. 1 KVBG als evident unsachlich zu.

Darüber hinaus haben sich die energiepolitischen Rah­
menbedingungen zwischen der Leitentscheidung vom 
Juli 2016 und dem KVBG vom August 2020 erheblich 
verändert. 33 So waren die zur Umsetzung des Pariser Kli­
maabkommens vom 12. 12. 2015 notwendigen Schritte 
noch nicht berücksichtigt worden. Nach Berechnun­
gen des Sachverständigenrats für Umweltfragen dürfen 
zur Erreichung der Temperaturziele des Pariser Abkom­
mens ab 2020 in Deutschland bezogen auf eine Erwär­
mung von 1,75 °C noch 6,7 Gt CO2 emittiert werden. 

Für 1,5 °C wäre das verbleibende CO2-Budget mit 4,2 Gt 
CO2 erheblich geringer. 34 Danach wäre „bei unveränder-
tem Emissionsniveau […] das berechnete deutsche CO2-Bud-
get im Jahr 2029 verbraucht, bei linearer Reduktion im Jahr 
2038.“ 35 Demnach müsste zur Erreichung der Ziele des 
Paris-Abkommens „bei linearer Reduktion  … Deutschland 
ab dem Jahre 2038 CO2-neutral wirtschaften, also nicht erst im 
Jahre 2050“. 36 Nach dem DIW müssten zur Erreichung 
der Ziele des Paris-Abkommens bis 2038 sämtliche Sek­
toren dekarbonisiert sein. Da hierfür Sektoren wie die 
Industrie und die Landwirtschaft mehr Zeit benötigen 
würden, müsste ein Ausstieg aus der Kohlenutzung „be-
reits deutlich vor 2038“ erreicht werden. 37 Der Europäische 
Rat hat am 11./12. 12. 2020 im Rahmen des sog. Green 
Deal ein Emissionsreduktionsziel von 55 % für 2030 be­
schlossen. 38 Auf nationaler Ebene war im November 2016 
der Klimaschutzplan 2050 der Bundesregierung mit einer 
Verschärfung der Klimaziele verabschiedet worden. 39 Es 
folgte am am 31. 1. 2019 der Bericht der KWSB, nach dem 
gestufte Stilllegungen vorgeschlagen wurden, so bis 2022 
eine Reduktion der Leistung der Kraftwerke im Markt 
auf ca. 15 GW Braunkohle, bis 2030 auf maximal 9 GW 
Braunkohle, einschließlich der sog. Öffnungsklausel mit 
einer Option auf 2035. Diese Veränderungen der energie­
politischen Rahmenbedingungen lassen die Leitentschei­
dung von 2016 in weiten Bereichen obsolet erscheinen, 
denn „damit verschiebt sich der Ausstieg aus der Braunkohle
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31)	 Landesregierung NRW, Stand 1. 2. 2021, abrufbar unter https://
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entwurf-​einer-​neuen-​leitentscheidung-​fuer-​das-​rheinische.
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Europa, Umweltgutachten 2020, S.  88 f.; der SRU verwendet 
hier ein „CO2-Budget als vereinfachte Variante des Klimabudgets“.

35)	SRU, Für eine entschlossene Umweltpolitik in Deutschland und 
Europa, Umweltgutachten 2020, S. 52.

36)	SRU, Für eine entschlossene Umweltpolitik in Deutschland und 
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fung der energiewirtschaftlichen Notwendigkeit des Tagebaus, 
DIW Politikberatung kompakt Nr. 150, 2020, S. 5.
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39)	BMU, Klimaschutzplan 2050, Klimaschutzpolitische Grundsätze 
und Ziele der Bundesregierung (2016), S. 10 f., Stand 1. 2. 2021, 
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verstromung in Deutschland und NRW um mindestens zwölf 
Jahre nach vorne“. 40 

Die energiewirtschaftlichen Rahmenbedingungen ha­
ben sich ebenfalls erheblich verändert. Der Begriff der 
Energiewirtschaft ist im Sinne der Zweckbestimmung des 
§ 2 Abs. 1 KVBG weit auszulegen und umfasst auch Er­
kenntnisse der Klimawissenschaft sowie die für die Ener­
giewirtschaft geltenden Klimaziele. Insoweit kommt es 
darauf an, ob das verbleibende CO2-Budget, wie es das 
SRU aufgrund der Berechnungen der Klimawissenschaft 
abgeleitet hat, überschritten würde, wenn Garzweiler  II 
im Rahmen der Leitentscheidung von 2016 weiter ausge­
kohlt würde. 41 Hinzu kommt, dass durch das DIW-Gut­
achten dargelegt wurde, dass z. B. durch einen etwas stei­
leren Böschungswinkel 280 Millionen Tonnen aus dem 
Garzweiler  II und Hambach gefördert werden können, 
so dass ein vollständiger Aufschluss der Tagebaufelder so­
wie die Umsiedlung der betroffenen Ortschaften energie­
wirtschaftlich nicht notwendig sei. 42 Darüber hinaus wird 
ein großer Teil der Braunkohle nicht zur Verstromung, 
sondern zur Veredelung verwendet. 43 Insoweit ist äußerst 
zweifelhaft, ob dies für die Begründung der energiewirt­
schaftlichen Notwendigkeit herangezogen werden kann. 
Die Antwort auf diese Frage dürfte auch davon abhän­
gig sein, was für Produkte aus der Veredelung hergestellt 
werden.

Aus den genannten Gründen ist die Feststellung der ener­
giepolitischen und -wirtschaftlichen Notwendigkeit in den 
Grenzen der Leitentscheidung von 2016 nicht nur rechts­
politisch verfehlt, sondern auch evident unsachlich.

4.2 Vereinbarkeit der vorgesehenen Abbaumengen  
mit rechtsverbindlichen Klimazielen 

Sofern die Leitentscheidung von 2016 von Abbaumengen 
ausgeht, deren Verstromung dazu führen würde, dass die 
Klimaziele Deutschlands nicht mehr eingehalten werden 
können, wäre ebenfalls eine evidente Unsachlichkeit des 
§ 48 Abs. 1 KVBG anzunehmen.

Der Gesamtkontext des Paris-Abkommens macht eine 
Verpflichtung gerade der Industriestaaten zu einer zeitna­
hen und effektiven Reduktion unterhalb der 2 Grad-Grenze 
deutlich. 44 Jedoch entspricht bereits das gesamte, hiernach 
noch zur Verfügung stehende deutsche CO2-Budget nur 
der Hälfte dessen, was nach den nationalen Klimaschutz­
vorgaben zugrundezulegen ist. 45 Daher ist auf diese Diskre­
panz zwischen den sich aus dem Paris-Abkommen ergeben­
den Anforderungen und den nationalen Klimaschutzzielen 
abzustellen. 46 Nach Berechnungen des SRU wird bei einer 
maximalen Erderwärmung von 1,75 °C von einem deut­
schen Restbudget von 6700  Mio. t CO2 ab 2020 ausge­
gangen, was bei Einhaltung der bisherigen deutschen Kli­
maschutzzielen um fast das Doppelte übertroffen würde. 47 
Nach dem DIW bedingt dies „eine vollständige Dekarbonisie-
rung aller Sektoren bis spätestens 2038“ und nicht 2050, wie in 
§ 1 KSG vorgesehen, wobei „die Kohleindustrie bereits deutlich 
vor 2038 dekarbonisiert“ werden müsste. 48 Auf die Braunkoh­
leindustrie heruntergebrochen lässt sich damit eine verblei­
bende „maximale[n] Fördermenge von 280  Millionen Tonnen 
Braunkohle aus den Tagebauen Garzweiler und Hambach ab Ja-
nuar 2020“ berechnen. 49 In der Leitentscheidung von 2016 
wurden nicht die Abbaumengen oder die damit verbunde­
nen CO2-Emissionen zugrundegelegt. Vielmehr sieht diese 
eine räumliche Begrenzung vor, 50 die zu einer nicht mit in­
ternationalen Klimaschutzzielen vereinbaren Erhöhung der 
CO2-Emissionen führen würde. Ob es möglich wäre, die 
aufgrund des „Paris-Budgets“ notwendigen Reduktionen 
der CO2-Emissionen von der Braunkohleverstromung und 
damit von Garzweiler II weg auf andere Sektoren zu verla­
gern, lässt sich hier nicht beurteilen. Die Bedarfsfeststellung 
in § 48 Abs. 1 KVBG in den Grenzen der Leitentscheidung 
von 2016 ist aber zumindest rechtspolitisch verfehlt. Sie ist 

bei einer Überschreitung des „Paris-Budgets“ auch evident 
unsachlich. 

Ein Verstoß gegen unionsrechtliche Klimaziele könnte 
ebenfalls zu einer evidenten Unsachlichkeit des § 48 Abs. 1 
KVBG führen. Die EU hat als Partei des Paris-Abkommens 
verschiedene rechtliche Schritte zu dessen Einhaltung un­
ternommen, u. a. hat sie neben der KlimaschutzVO 51 das 
EU-Emissionshandelssystem durch Erhöhung der jähr­
lichen Verringerungsrate verschärft. Zwar hat das Bun­
desverfassungsgericht darauf hingewiesen, dass die 
Reduzierung und Beendigung der Kohleverstromung uni­
onsrechtlich nicht geregelt sei und sich aus der EU-Klima­
schutzVO keine Pflicht zum Kohleausstieg ergebe. 52 Wird 
aber der sog. European Green Deal umgesetzt und das EU-
Klimagesetz mit der Senkung der Nettotreibhausgasemis­
sionen um mindestens 55 % oder gar 60 % gegenüber dem 
Stand von 1990 bis 2030 53 verabschiedet, ginge dies weit 
über das vorherige, zur Zeit der Leitentscheidung 2016 und 
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noch zum Zeitpunkt der Verabschiedung des KVBG beste­
hende Ziel einer europaweiten Reduktion um mindestens 
40 % hinaus. Dann würden die unionsrechtlich zur Verfü­
gung stehenden CO2-Emissionsmengen (das „Green Deal-
Budget“) erhebliche weitere Reduktionen erforderlich 
machen, zu denen auch die Braunkohle im Rheinischen 
Revier und insbesondere der Tagebau Garzweiler II ihren 
Beitrag werden leisten müssen. Unter diesen geänderten 
Bedingungen könnte ein Verstoß gegen unionsrechtliche 
Vorgaben und eine evidente Unsachlichkeit des § 48 KVBG 
bejaht werden. 54 Entscheidend ist dann der Zeitpunkt, in 
dem über diese Frage entschieden wird. Es ist insoweit un­
erheblich, dass es zum Zeitpunkt der Verabschiedung des 
Gesetzes noch kein neues EU-Ziel gab. Zumindest ist § 48 
Abs. 1 KVBG angesichts der zum Zeitpunkt des Erlasses 
des Gesetzes absehbaren neuen EU-Klimaziele rechtspoli­
tisch verfehlt.

Auf nationaler Ebene ist das am 18. 12. 2019 in Kraft ge­
tretene KSG als Maßstab heranzuziehen. Nach § 3 Abs. 1 
KSG gilt bis zum Zieljahr 2030 eine Minderungsquote für 
die Treibhausgasemissionen von mindestens 55 % bei ei­
nem EU-Minderungsziel von minus 40 %. § 4 KSG sieht 
zur Erreichung der nationalen Klimaschutzziele jährliche 
Minderungsziele vor, für die Jahresemissionsmengen für 
bestimmte Sektoren festgelegt werden. Die sektorscharfen 
Festlegungen basieren auf einem Budgetansatz und sind in 
der deutschen Klimapolitik neu. 55 Nach Anlage  2 zu § 4 
KSG werden für den Sektor Energiewirtschaft, hier ins­
besondere die Stein- und Braunkohleverstromung, CO2-
Budgets festgelegt, für 2020 (280 Mio. Tonnen CO2-Äqui­
valent), 2022 (257 Mio. Tonnen CO2-Äquivalent) und das 
Zieljahr 2030 mit 175 Mio. Tonnen CO2-Äquivalent. Ob 
die Minderungsziele des KSG mit den internationalen und 
unionsrechtlichen Pflichten zur Reduzierung von Treib­
hausgasen vereinbar sind, ist umstritten. 56 Daher lässt sich 
die Frage nach einer evidenten Unsachlichkeit aufgrund 
von eklatanten Diskrepanzen zwischen den KSG-Vorga­
ben und den der Leitentscheidung von 2016 zugrunde­
liegenden Annahmen noch nicht schlüssig beantworten. 
Hierzu müsste ermittelt werden, ob von der raumplaneri­
schen Leitentscheidung von 2016 für Garzweiler auf eine 
Überschreitung der gemäß dem KSG noch zur Verfügung 
stehenden CO2-Emissionsmengen (das „KSG-Budget“) 
geschlossen werden kann. Die bisherigen Gutachten geben 
dazu keine Antwort. 

Hier kommt ein weiterer aktueller Punkt hinzu: Wenn 
der Abbau langsamer vorankommt (da Kohlestrom auf dem 
Energiemarkt nicht gefragt wird und Kohleverstromung 
daher unwirtschaftlich ist, dann kann nicht an dem veral­
teten Bedarf aus den Vor-Corona-Zeiten festgehalten wer­
den. Auch deshalb ist § 48 Abs. 1 KVBG zumindest rechts­
politisch verfehlt.

4.3 Fehlgewichtung in der Abwägung zugunsten  
der energiepolitischen und -wirtschaftlichen Belange  
und zulasten der grundrechtlich geschützten Belange  
der von Umsiedlungen betroffenen Anwohner

Eine der Bedarfsfeststellung in § 48 KVBG zugrunde­
liegende eklatante Fehlgewichtung kann ebenso zu ei­
ner evidenten Unsachlichkeit der Regelung führen, denn 
eine Abwägung zwischen der energiewirtschaftlichen und 
energiepolitischen Notwendigkeit des Tagebaus Garzwei­
ler II einerseits und den Belangen der von Enteignung und 
Umsiedlung betroffenen Menschen andererseits im Rah­
men des Gesetzgebungsverfahrens ist nicht erkennbar. In 
der Ausschussdrucksache wird auf ein „weites gesetzgeberi-
sches Ermessen“ des Bundes verwiesen, 57 ohne dass eine Er­
messensabwägung der widerstreitenden Belange stattge­
funden hätte. Es werden ausschließlich Aspekte aufgeführt 
wie „grundlegende Abwägungsentscheidungen über den künfti-
gen Energiebedarf, die Deckung dieses Energiebedarfs durch unter-

schiedliche Technologien, die dafür erforderliche Rohstoffversorgung 
in Deutschland sowie die wirtschaftlichen und sozialen Folgen der 
Kraftwerks- und Tagebaustilllegungen.“ 58 Die wegen des Ver­
lusts von Grund und Boden, Wohn- und Arbeitsstätten in 
ihren grundrechtlich geschützten und daher in der Abwä­
gung zu berücksichtigenden Belange der Anwohner wer­
den nicht thematisiert. Es ist unglaubhaft, wenn der Ge­
setzgeber sich eine abgewogene Entscheidung attestiert: 
„Indem sich der Gesetzgeber hier vorhandene Bewertungen und 
Planungen in Teilen zu eigen machen möchte, stellt er eine ei-
gene Abwägungsentscheidung an.“ 59 Eine eigene Auseinander­
setzung im Sinne einer Überprüfung und Einordnung des 
Gesetzgebers damit ist nicht ersichtlich. Weiterhin lassen 
die internen Schriftwechsel innerhalb der Bundesregierung 
zwar erkennen, dass die Bedarfsfeststellung für den Tage­
bau Garzweiler  II erstmals in einer Besprechungsrunde 
der Bundeskanzlerin am 15. 1. 2015 auftauchte. In dieser 
„Bund-/Länder-Einigung zum Kohleausstieg“ heißt es unter 
Vorwegnahme des späteren § 48 Abs. 1 KVBG: „Zum Zwe-
cke der Energieversorgungssicherheit wird die energiewirtschaftliche 
Notwendigkeit des Tagebaus Garzweiler in den Grenzen der Leit
entscheidung aus dem Jahr 2016 … festgestellt“. 60 Eine Berück­
sichtigung anderer Interessen als der Versorgungssicherheit 
ist nicht erkennbar.

Auch der Verweis in § 48 KVBG auf die Leitentschei­
dung von 2016 kann eine eigene Abwägung nicht ersetzen, 
zumal danach eingetretene Umstände wie ambitionierte­
ren Klimaziele nicht berücksichtigt werden konnten. Das 
zum Zeitpunkt der Gesetzgebung zum KVBG gesteigerte 
Gewicht des Klimaschutzes wurde ebenso wenig berück­
sichtigt. Diese Belange wirken sich zugunsten der von 
Umsiedlung betroffenen Menschen aus, was durch die 
KWSB gewürdigt wurde. Aus deren Bericht spricht der 
Wille, Umsiedlungen möglichst zu vermeiden und zu­
mindest einen Dialog, d. h. auch eine Auseinandersetzung 
mit diesen Belangen, anzustreben. 61 In der Garzweiler-
Entscheidung hat das Bundesverfassungsgericht die Be­
deutung einer Gesamtabwägung zwischen den betroffe­
nen Belangen hervorgehoben. 62 All dies hat im Falle des 
§ 48 KVBG gefehlt. Im Gegenteil – die Bedarfsfeststel­
lung beruhte offenbar einseitig auf den durch den Be­
treiber RWE geäußerten Wünschen. Dies wird besonders 
anhand einer internen Bewertung im Bundeskanzleramt 
zu Forderungen der „Umweltseite“ der KWSB deutlich. 
Darin heißt es: „Die Absicherung des Tagebaus Garzweiler … 
einschließlich der damit verbundenen Umsiedlungen war ein zen-
trales Anliegen von RWE/NRW im Gegenzug zur frühzei-
tigen Stilllegung des Tagebaus Hambach und dem Erhalt des 
Hambacher Forsts.“ 63
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Daher legt die vollständige Nichtberücksichtigung ande­
rer Interessen als der Versorgungssicherheit im Gesetzge­
bungsverfahren eine evidente Unsachlichkeit nahe. 

5. Bindungswirkungen des § 48 KVBG

Die Bedarfsprüfung für Braunkohlevorhaben wird durch 
die Landesplanung, hier die Braunkohlenplanung umge­
setzt. § 48 KVBG mit der Feststellung des energiewirt­
schaftlichen und energiepolitischen Bedarfs ist daher im 
Kern als eine raumordnerische Regelung einzuordnen. Als 
„Fremdkörper im KVBG“ erstreckt sie sich nur auf die Ebene 
der Planrechtfertigung, nicht auch der raumordnerischen 
Abwägung. 64 Die Landesregierung NRW ist gehalten, 
raumordnerische Festlegungen bzgl. des Braunkohleabbaus 
in Garzweiler II (§ 48 Abs. 2 S. 2: „räumliche Konkretisierun-
gen“) zu treffen. 

Nordrhein-Westfalen kann auch von der Abweichungs­
kompetenz nach Art. 72 Abs. 3 GG Gebrauch machen und 
von der Bedarfsfeststellung in § 48 Abs.  1 KVBG abwei­
chen, z. B. durch eine wesentlich frühere Schließung von 
Garzweiler II als ursprünglich vorgesehen. Die Abweichung 
kann „im Verhältnis zur verdrängten bundesgesetzlichen Regelung 
ein Minus, ein Maius, ein Aliud oder eine Mischform dieser Mög-
lichkeiten“ darstellen und „braucht daher auch nicht eng ausgelegt 
zu werden“. 65 Durch nordrhein-westfälisches Landesraum­
ordnungsrecht könnte demnach trotz § 48 KVBG festgelegt 
werden, dass auf einen weiteren Abbau des Tagebaus Garz­
weiler II ganz oder teilweise verzichtet wird.

Mittlerweile hat die Landesregierung einen Entwurf 
für eine „neue Leitentscheidung Braunkohle“ für das Rheini­
sche Revier vorgelegt. 66 Leitentscheidungen sind landes­
planerische Vorgaben für die Braunkohlenplanung. Soweit 
man dem Wortlaut von § 48 Abs. 2 S. 1 KVBG entnehmen 
möchte, dass sich die Landesregierung NRW bei ihrer neuen 
Leitentscheidung bzgl. Garzweiler II an die Bedarfsfeststel­
lung „in den Grenzen der Leitentscheidung der Landesregierung 
von Nordrhein-Westfalen zur Zukunft des Rheinischen Braunkoh-
lereviers/Garzweiler II vom 5. Juli 2016“ halten müsste, ist dem 
entgegenzuhalten, dass die evident unsachliche Bedarfsfest­
stellung in § 48 Abs. 1 KVBG keine Bindungswirkung ge­
genüber einer neuen Leitentscheidung entfalten kann. § 48 
Abs. 1 KVBG erklärt (wenngleich aus evident unsachlichen 
Gründen) die Leitentscheidung von 2016 für verbindlich 
und kann demnach keine neue Leitentscheidung binden. 
Kleinere Änderungen in Form räumlicher Konkretisierun­
gen sind nach § 48 Abs. 2 KVBG jedoch möglich.

Eine evident unsachliche gesetzliche Bedarfsfeststellung 
kann zudem keine rechtsverbindliche Wirkung für die 
Braunkohlenplanung nach §§ 25 ff. LPlG NRW als zen­
trales Element der Planung der Fortentwicklung des Tage­
baus auf der Ebene der Raumordnung haben. Damit würde 
der Status quo ante gelten, d. h. der energiewirtschaftliche 
und energiepolitische Bedarf müsste wie vor Inkrafttreten 
des KVBG im Rahmen der Braunkohlenplanung nachge­
wiesen werden. Die Klausel in § 48 Abs. 2 S. 2 KVBG be­
zieht sich nicht auf die Bedarfsfeststellung, denn diese soll 
nach dem Wortlaut des Gesetzes zugrundegelegt werden. 

Genauso wenig kann eine evident unsachliche gesetzli­
che Bedarfsfeststellung für fachrechtliche Zulassungen, ins­
besondere für Betriebsplanverfahren nach §§ 51 ff. BBergG, 
eine Bindungswirkung entfalten; sie kann die auf Ebene 
der Betriebsplanzulassung erforderlichen Prüfungen nach 
§ 48 Abs. 2 S. 1 BBergG weder ersetzen noch determinie­
ren. Für bergrechtliche Betriebsplanverfahren zur Braun­
kohlenförderung in NRW werden Ziele der Raumord­
nung und Landesplanung über die Braunkohlenplanung 
nach §§ 25 ff. LPlG NRW festgelegt. Diese raumordneri­
schen Ziele enthalten jedoch keine Planrechtfertigung für 
bergrechtliche Betriebspläne. Für die Planrechtfertigung ist 
nach bisheriger Rechtslage jeweils der energiewirtschaft­
liche Bedarf zu begründen. 67 Die Planrechtfertigung für 

den Tagebau Garzweiler  II muss daher nach wie vor im 
Verfahren des jeweiligen bergrechtlichen Rahmenbetriebs­
plans nachgewiesen werden.

Das Grundabtretungsverfahren nach §§ 77 ff. BBergG 
fällt bereits nicht unter die in § 48 Abs. 2 KVBG genann­
ten Begriffe „Planung sowie fachrechtliche Zulassungen“. Eine 
Grundabtretung ist weder eine raumordnungs- noch eine 
fachplanungsrechtliche Genehmigungsentscheidung. Viel­
mehr gilt, dass auf der Grundlage solcher Entscheidungen 
die Voraussetzungen für eine Enteignung zu würdigen, 
dabei aber vor dem Hintergrund der Anforderungen aus 
Art. 14 Abs. 3 i. V. m. Art. 19 Abs. 4 S. 1 GG vollumfänglich 
zu überprüfen sind. Nach der Rechtsprechung des Bundes­
verwaltungsgerichts hat „ein zugelassener Betriebsplan … ge-
genüber dem Grundabtretungspflichtigen nur Indizcharakter dafür, 
daß die Maßnahmen nach ihm sachgemäß ausgeführt werden und 
dem Bergrecht entsprechen; er bewirkt keine Bindung für den Ab-
tretungspflichtigen.“ 68 § 48 KVBG kann man aber wohl indi­
rekte Auswirkungen auf die Zulässigkeit von Entscheidun­
gen über Grundabtretungen zusprechen. Nach § 79 Abs. 1 
BBergG sind Grundabtretungen nur zum Wohl der Allge­
meinheit zulässig. 69 Die gesetzgeberische Aussage in § 48 
KVBG ist dabei von der Enteignungsbehörde grundsätzlich 
mit in den Blick zu nehmen. Allerdings gilt auch insofern, 
dass eine evident unsachliche Bedarfsfeststellung nicht zur 
Begründung von Allgemeinwohlerwägungen im Rahmen 
von Grundabtretungsverfahren herangezogen werden darf. 
§ 48 KVBG könnte ohnehin die Abwägung innerhalb der 
Grundabtretungsentscheidung entsprechend der Garzwei­
ler II-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts nicht ab­
schließend vorwegnehmen. Vielmehr sind die öffentlichen 
und privaten Belange einschließlich des Klimaschutzes im 
Rahmen der Raumordnung gegeneinander abzuwägen. In­
soweit kann die Landesregierung NRW bei einer neuen 
Leitentscheidung durchaus zu dem Schluss kommen, dass 
entgegen § 48 Abs. 1 KVBG im Interesse des Klimaschutzes 
und der betroffenen Anwohner ein weiterer Abbau verrin­
gert und ohne die in der bisherigen Leitentscheidung von 
2016 vorgesehenen Umsiedlungen durchgeführt wird. 70

Wenn damit wie oben dargelegt das Land in der Landes­
raumordnung von der Bedarfsfeststellung in § 48 KVBG 
abweichen kann, und bei der raumordnerischen Abwägung 
auch neue Klimaschutzerkenntnisse und -ziele (wie z. B. 
das neue 55 %-Ziel der EU) zu berücksichtigen sind, muss 
eine vollständige und gerechte Abwägung zu einem frühe­
ren Stopp des Tagebaus Garzweiler  II führen als geplant. 
Das Land ist gehalten, trotz des § 48 KVBG eine neue – 
wie oben beschrieben im Rahmen der Gesetzgebung zum 
KVBG unterlassene – Abwägung einschließlich der Be­
darfsfrage durchzuführen.
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6. Rechtsschutzfragen

Eine im Rahmen eines Planfeststellungsbeschlusses erfol­
gende Bedarfsfeststellung hat enteignungsrechtliche Vor­
wirkungen für die Betroffenen. Der Planfeststellungsbe­
schluss ist nicht als Enteignung einzuordnen, denn mit 
diesem ist (noch) nicht der formale Entzug einer Eigentums­
position verbunden. 71 Die enteignungsrechtliche Vorwir­
kung kann aber im Sinne einer Inhalts- und Schrankenbe­
stimmung des Eigentums verstanden werden. Fraglich ist, 
ob § 48 KVBG bereits für sich genommen – ohne weitere 
behördliche Entscheidung betreffend die Weiterführung 
des Tagebaus – das Eigentum an Grundstücken in dem 
vom Tagebau betroffenen Bereich mit einer einschränken­
den Feststellung versieht, die es ermöglichen soll, Enteig­
nungen zu erleichtern. Vom Eigentum kann faktisch kaum 
noch Gebrauch gemacht werden. 72 Dieser Eingriff lässt sich 
nicht auf das Wohl der Allgemeinheit stützen. Nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist „das 
Wohl der Allgemeinheit, an dem sich der Gesetzgeber bei der Be-
stimmung von Inhalt und Schranken des Eigentums zu orientieren 
hat, … nicht nur Grund, sondern auch Grenze für die Beschrän-
kung des Eigentümers …. Der Gesetzgeber hat die schutzwürdi-
gen Interessen des Eigentümers und die Belange des Gemeinwohls 
in einen gerechten Ausgleich und in ein ausgewogenes Verhältnis 
zu bringen … und sich dabei im Einklang mit allen anderen Ver-
fassungsnormen zu halten.“ 73 Eine evident unsachliche Be­
darfsfeststellung kann nicht dem Wohl der Allgemeinheit 
entsprechen. 74 

Eine Rechtfertigung des Eingriffs kommt auch unter 
Verhältnismäßigkeitsaspekten nicht in Betracht. Dabei ist 
„die Befugnis des Gesetzgebers zur Inhalts- und Schrankenbestim-
mung umso weiter, je mehr das Eigentumsobjekt in einem sozia-
len Bezug und in einer sozialen Funktion steht“. 75 Das dem § 48 
KVBG zugrundeliegende Ziel der Erhaltung der Braun­
kohleförderung im Tagebau Garzweiler  II bis zum Jahr 
2050 – gemäß der Leitentscheidung von 2016 – kann nicht 
als legitim angesehen werden. Der Auffassung, nur Ent­
eignungen jenseits von 2038 bzw. 2035 als illegitim an­
zusehen, ist angesichts der evidenten Unsachlichkeit des 
§ 48 KVBG zu widersprechen. 76 Zudem sind die durch § 48 
KVBG bewirkten Inhalts- und Schrankenbestimmungen 
nicht erforderlich. Insoweit sind die im Jahr 2020 aktuel­
len, gesetzlich fixierten und verbindlichen klimapolitischen 
Ziele maßgeblich. Die im Einklang mit diesen Zielen noch 
zu verstromende Braunkohlenmenge ist auch bei Schonung 
der von Enteignung bedrohten Grundeigentümer förder­
bar. Das Gutachten des DIW von 2020 hat ergeben, „dass 
die – gemäß internationaler Klimavereinbarungen – noch erlaubte 
Fördermenge von 280 Millionen Tonnen in jedem Fall aus dem 
Tagebaukomplex Garzweiler  II und Hambach gefördert werden 
kann.“ 77 Es wäre für die Betroffenen unzumutbar und damit 
unangemessen, wenn sie ihr Grundeigentum unter diesen 
Rahmenbedingungen opfern müssten.

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Nichtannahme­
beschluss vom 20. 10. 2020 eine Verfassungsbeschwerde 78 
von durch den Tagebau Garzweiler II betroffenen Grund­
eigentümern gegen § 48 KVBG nicht zur Entscheidung an­
genommen. Die Beschwerde sei wegen Subsidiarität (§ 90 
Abs 2 BVerfGG) unzulässig und werde insofern nicht den 
Begründungsanforderungen aus §§ 23 Abs. 1 S. 2 und 92 
BVerfGG gerecht. 79 Zwar lässt sich insoweit eine andere 
Auffassung vertreten, zumal es „mit der Garantie effektiven 
Rechtsschutzes gegen Eigentumseingriffe nach Art. 14 Abs. 1 und 
3 GG nicht vereinbar“ ist, wenn der von Enteignung Be­
troffene „für seine Enteignung maßgebliche Vorentscheidungen 
hinnehmen [müsse], ohne dass ihm dagegen jemals die Möglich-
keit effektiven Rechtsschutzes eröffnet gewesen wäre.“ 80 Ange­
sichts der Unanfechtbarkeit des Nichtannahmebeschlusses 
führt eine Diskussion darüber aber nicht weiter. Mit dem 
Nichtannahmebeschluss unter Verweisung auf anderweitig 
bestehende Rechtswege hat das Bundesverfassungsgericht 

jedenfalls deutlich gemacht, dass die von der Tagebaupla­
nung betroffenen Grundeigentümer effektiven Rechts- 
und Grundrechtsschutz gegenüber den noch anstehenden 
staatlichen Entscheidungen suchen können, welche ggf. 
unter Anwendung des § 48 KVBG ergehen werden.

Insbesondere im Rahmen von Klagen gegen Enteig­
nungsentscheidungen („Grundabtretungsbeschlüsse“) wer­
den die Fragen, ob bzw. inwieweit für die Weiterführung 
des Tagebaus Garzweiler II eine „energiepolitische und ener-
giewirtschaftliche Notwendigkeit zur Gewährleistung einer sicheren 
und zuverlässigen Energieversorgung“ besteht, gerichtlich zu 
überprüfen sein. „Der Garantie effektiven Rechtsschutzes gegen 
Verletzungen der Eigentumsgarantie [wird] … nur genügt, wenn 
Rechtsschutz gegen einen Eigentumsentzug so rechtzeitig eröffnet 
wird, dass im Hinblick auf Vorfestlegungen oder den tatsächlichen 
Vollzug des die Enteignung erfordernden Vorhabens eine grund-
sätzlich ergebnisoffene Überprüfung aller Enteignungsvorausset-
zungen realistisch erwartet werden kann.“ 81 Mit dem Nichtan­
nahmebeschluss vom 20. 10. 2020 ist daher das letzte Wort 
in puncto Rechtsschutz nicht gesprochen.

7. Ergebnis

Die Feststellung der energiewirtschaftlichen und energie­
politischen Notwendigkeit des Tagebaus Garzweiler  II in 
den Grenzen der Leitentscheidung der Landesregierung 
NRW von 2016 gemäß § 48 Abs.  1 KVBG ist rechtspo­
litisch verfehlt und evident unsachlich. Sie missachtet die 
seit 2016 eingetretene Veränderung der internationalen, 
rechtlich verbindlichen Klimaziele. Zieljahr der in Bezug 
genommenen Leitentscheidung ist 2050, nicht wie in § 4 
KVBG vorgesehen 2038 bzw. 2035 (§ 47 KVBG). Die ener­
giepolitischen und -wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
haben sich in einer Weise geändert, die die Leitentschei­
dung von 2016 in weiten Bereichen als obsolet erscheinen 
lassen. Dem Erlass des § 48 KVBG lag keine nach außen 
deutliche, auch die Eigentümer- und Anwohnerbelange 
einschließende Abwägung zugrunde, und die in der Leit­
entscheidung von 2016 vorgenommene Abwägung ist an­
gesichts neuer Klimaziele überholt.

Aus dem Staatsziel Umweltschutz in Art.  20a GG ist 
ein Gebot abzuleiten, dass sämtliche Braunkohleplanun­
gen darauf gerichtet sein müssen, so wenig wie möglich 
abzubauen. Bisher war die Planung eher darauf angelegt, 
möglichst viel zu fördern und (wirtschaftlich) nutzbar zu 
machen, weil „sonst die Lichter ausgehen“. Angesichts am­
bitionierter Klimaziele mit weiter steigenden Anteilen er­
neuerbarer Energien im Netz müssen alle diesbezüglichen 
Pläne, von der Leitentscheidung bis zu den Betriebsplänen, 
an diesem Gebot ausgerichtet werden. Die Bedarfsfestel­
lung in § 48 KVBG ist hiermit nicht vereinbar.
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Wegen der evidenten Unsachlichkeit der Bedarfsfeststel­
lung kann die nach § 48 Abs. 2 KVBG vorgesehene Bin­
dungswirkung für die Braunkohlenbedarfsplanung sowie 
fachrechtliche Zulassungen nicht eintreten. Mit der neuen 
von der Landesregierung NRW vorgeschlagenen Leitent­
scheidung würde diese Bedarfsfeststellung ohnehin obsolet. 
Nach Art. 72 Abs. 3 S. 1 Nr. 4 GG kann das Land NRW 
von der Bedarfsfeststellung in § 48 Abs.  1 KVBG abwei­
chen. Auch zur Begründung von Allgemeinwohlerwägun­
gen im Rahmen von Grundabtretungsverfahren kann die 
Bedarfsfeststellung in § 48 Abs.  1 KVBG nicht herange­
zogen werden. Für die Betroffenen ist es unzumutbar und 
damit unangemessen, wenn sie ihr Grundeigentum opfern 
müssten, obwohl geltende Klimaziele durch die dem § 48 
KVBG vorschwebende Fördermenge verfehlt würden.

Das Bundesverfassungsgericht hat die gegen § 48 KVBG 
gerichtete Verfassungsbeschwerde unter Verweis auf die 
den von Umsiedlung Betroffenen offenstehenden weite­
ren Rechtsschutzmöglichkeiten nicht zur Entscheidung an­
genommen. Es bleibt nun abzuwarten, wie die neue Leit­
entscheidung der Landesregierung NRW für Garzweiler II 
sowie die nachfolgend anstehenden staatlichen Entscheidun­
gen zur Änderung des Braunkohlenplans und der für die 
Weiterführung des Tagebaus nötigen bergrechtlichen Zu­
lassungen von Betriebsplänen sowie zu von RWE zu be­
antragenden Enteignungen von nicht verkaufswilligen 
Grundeigentümern ausfallen werden. Das im Dezember 
2020 veröffentlichte, vom Bundeswirtschaftsministerium in 
Auftrag gegebene und über ein Jahr lang unter Verschluss 

gehaltene Gutachten lässt jedenfalls erkennen, dass es auch 
unter Wahrung der Versorgungssicherheit möglich ist, weit­
gehend auf die Zerstörung weiterer Dörfer wie Keyenberg 
zu verzichten. Die Verantwortlichen sind gefordert, neue, 
kreative Lösungen zu finden. Andernfalls drohen für Garz­
weiler II ähnliche Auseinandersetzungen wie für den Tage­
bau Hambach. Auf welche Weise und über welchen Zeit­
raum hinweg der Tagebau Garzweiler II noch weitergeführt 
wird, dürfte Gegenstand öffentlicher, politischer und juris­
tischer Diskussionen sowie von Gerichtsverfahren werden. 
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Nach der Zustimmung des Bundestages zum öffentlich-rechtlichen 
Vertrag zur Beendigung der Braunkohleverstromung und dessen 
Unterzeichnung am 10. 2. 2021 steht der Ausstieg aus der Braun-
kohleverstromung nicht nur fest, sondern ist auch bereits in vollem 
Gange. Zum 31. 12. 2020 erfolgte die Stilllegung der ersten Kraft-
werksblöcke im Rheinischen Revier. Dieser Ausstieg führt zu tiefen 
Eingriffen in die komplexe und lang fristig angelegte Tagebaupla-
nung. Die Schaffung von Rechts- und Planungssicherheit ist daher 
für den geordneten Ausstiegsprozess und den dann noch verbleiben-
den Tagebaubetrieb von herausragender Bedeutung. Für den Ge-
setzgeber war es ein zentrales Anliegen, mit der energiepolitischen 
Bedarfsfeststellung für den Tagebau Garzweiler in § 48 Abs.  1 
KVBG einen verlässlichen Ausstieg aus der Braunkohleverstro-
mung abzusichern, Strukturbrüche zu vermeiden und zugleich die 
Versorgungssicherheit zu gewährleisten. Die bundesgesetzliche Be-
darfsfeststellung ist für die nachfolgenden Entscheidungen und Ver-
fahren auf Landesebene verbindlich. An ihrer verfassungsrechtlichen 
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Zulässigkeit bestehen auch angesichts der zu lösenden Ausnahme-
situation keine durchgreifenden Zweifel.

1. Bedarfsfeststellung als ein Eckpfeiler  
des Kohleausstiegs

Die gesetzliche Bedarfsfeststellung für den Tagebau Garz­
weiler  II bildet einen Eckpfeiler des Kohleausstiegs. Ge­
gen diese Bedarfsfeststellung richteten zuletzt Hermes und 
Schomerus verfassungsrechtliche Kritik. 1 Diese Kritik geht 
jedoch ins Leere, wie dieser Beitrag nachfolgend aufzeigt. 
Dazu erläutert er zunächst die Bedeutung der Bedarfsfest­
stellung und die Hintergründe des Kohleausstiegs, bevor 
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